
der Nationalen Front oder den Leitungen der Betriebe 
überlassen sollte. Gegen eine solche Auffassung be­
stehen nach meinem Dafürhalten ernste Bedenken, weil 
darin eine beträchtliche Gefahr des Selbstlaufs liegt und 
außerdem das Kreisgericht keine Garantie hat, daß die 
öffentliche Bekanntmachung in der für erforderlich ge­
haltenen Form und mit der entsprechenden Wirkung 
vorgenommen wird. Durch eine unrichtige oder unge­
schickt vorgenommene öffentliche Bekanntmachung 
kann auch beträchtlicher Schaden angerichtet werden, 
weswegen eben genau bestimmt werden sollte, wie die 
öffentliche Bekanntmachung vorgenommen werden 
muß, wobei auch einmal mehrere Formen nebenein­
ander denkbar sind, z. B. durch Aushang im Betrieb 
oder in der betreffenden Betriebsabteilung und daneben 
durch Verlesen in einer Belegschafts- oder Brigadever­
sammlung.

Ungenügend wird bei der Anwendung des § 4 Abs. 1 
der 1. DB aber nicht nur über die Art und Weise der 
öffentlichen Bekanntmachung entschieden, sondern auch 
bezüglich der Zeit, innerhalb der sie durchzuführen ist. 
Oft heißt es, wenn es sich um Veröffentlichungen in den 
Betrieben oder Gemeinden handelt: „Innerhalb so und 
so vieler Wochen nach Rechtskraft.“ Da, wo die öffent­
liche Bekanntmachung durch Aushang erfolgen soll, 
wird außerdem gewöhnlich nur über die Zeitspanne des 
Aushangs, nicht aber bis zu welchem Zeitpunkt das zu 
erfolgen hat, entschieden. Hier muß im Urteil genauer 
bestimmt werden, durch welche der Möglichkeiten 
nach § 4 Abs. 2, auf welche Art und Weise, für welche 
Zeit sowie bis zu welchem Zeitpunkt die öffentliche 
Bekanntmachung zu erfolgen hat. Die genaue Festle­
gung hilft sowohl der Geschäftsstelle des Gerichts als 
auch der Stelle, die die Bekanntmachung vorzunehmen 
hat, präzise und genau zu sein.

Die Dauer der öffentlichen Bekanntmachung sollte bei 
Aushängen auf mehrere Tage beschränkt werden. Im 
hiesigen Bezirk sind die besten Erfahrungen mit einer 
Aushangdauer von drei bis sieben Tagen gemacht wor­
den. Ein längerer Zeitraum ist nicht ratsam. Einmal 
verliert die Öffentlichkeit das Interesse, zum anderen 
kann dann die beabsichtigte Wirkung ins Gegenteil 
Umschlagen, vor allem gegenüber dem Bestraften selbst, 
der eine zu lange Dauer der Bekanntmachung als Schi­
kane empfinden kann.

Wichtig ist, daß die öffentliche Bekanntmachung so­
fort nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils erfolgt. 
Läßt die öffentliche Bekanntmachung mehrere Wochen 
auf sich warten, dann ist ihr erzieherischer Zweck in 
Frage gestellt. Es besteht außerdem die Gefahr, daß der 
Verurteilte falsche Schlußfolgerungen daraus zieht. Es 
ist für ihn auch nicht gut, wenn die Sache nach Wochen 
und Monaten noch einmal aufgerührt wird, vielleicht 
zu einer Zeit, zu der er aus dem Verfahren schon die 
notwendigen Schlußfolgerungen gezogen hat. Solche 
Fälle beträchtlicher Verzögerung gab es auch im hiesi­
gen Bezirk, und gerade in den Sommermonaten waren 
besondere Hinweise gegenüber einigen Kreisgerichten 
erforderlich, die öffentlichen Bekanntmachungen zügiger 
vorzunehmen.

Diese bedeutsame Frage bedarf meines Erachtens 
ständiger Beobachtung sowohl durch die Richter als 
auch durch die Staatsanwälte. Stellen die Staatsanwälte 
Verzögerungen fest, so müssen sie bei den Kreisgerich­
ten auf eine Änderung der Arbeitsweise hinwirken. Es 
entsteht auch die Frage, was geschehen soll, wenn dje 
angeordnete öffentliche Bekanntmachung um eine lange 
Zeit hinausgezögert wird oder wenn nach der Verurtei­
lung Bedingungen eintreten, die es nicht als ratsam er­
scheinen lassen, die öffentliche Bekanntmachung noch 
durchzuführen. Eine Kassation ist aus solchen Gründen 
weder gesetzlich möglich noch sachlich zweckmäßig. 
Nach meiner Auffassung müßte dann die Gnadenkom­
mission tätig werden und diese Nebenstrafe erlassen. 
Keinesfalls ist zu billigen, daß bei Bekanntwerden sol­
cher Umstände durch Verfügung des Richters in den 
Sachakten erklärt wird, daß aus bestimmten Gründen

auf eine öffentliche Bekanntmachung verzichtet wird. 
Eine solche Befugnis, einen Teil der Vollstreckungsmaß­
nahmen zu unterlassen, hat kein Richter oder Staats­
anwalt.

In diesem Zusammenhang kann noch der technische 
Hinweis gegeben werden, daß der Sachbearbeiter der 
Geschäftsstelle bei der Staatsanwaltschaft vor Abgabe 
der Sachakten an die Strafvollstreckung prüfen muß, 
ob die öffentliche Bekanntmachung durch das Gericht 
in die Wege geleitet wurde. Nach erfolgter öffentlicher 
Bekanntmachung sind — so wurden diese Fragen jeden­
falls im hiesigen Bezirk geregelt — die entsprechenden 
Ausfertigungen der öffentlichen Bekanntmachungen mit 
einem Vermerk, daß sie erfolgt sind, an die Staats­
anwaltschaft zurückzugeben. Diese Unterlagen werden 
dann in die Sachakten genommen, und vom Sachbear­
beiter wird im Register für Strafsachen unter „Bemer­
kung“ die Verwirklichung von § 7 StEG eingetragen, 
z. B.: „öffentliche Bekanntmachung erfolgt.“

Da Richter und Staatsanwalt nur begrenzt in der Lage 
sind, sich an Ort und Stelle von der Wirkung der öffent­
lichen Bekanntmachung zu überzeugen, sollten die Rich­
ter sich die Wirkung der öffentlichen Bekanntmachung 
schriftlich mitteilen lassen. So handhaben es einige 
Kreisgerichte unseres Bezirks. Diese Mitteilungen durch 
Funktionäre der Gemeinden oder Betriebe werden dann 
auch mit der öffentlichen Bekanntmachung an den 
Staatsanwalt zur Übernahme in die Sachakten abge­
geben, wodurch auch er von diesen Einschätzungen oder 
Hinweisen erfährt.

Zur Frage der imangebrachten Nebenfolgen entwik- 
kelt Knecht in seinem bereits genannten Beitrag Ge­
danken, denen zum Teil nicht gefolgt werden kann. 
Liegen Gründe vor, die eine öffentliche Bekanntmachung 
nicht angebracht erscheinen lassen, dann hat sie eben 
nicht zu erfolgen. Falsch ist es, wenn eine öffentliche 
Bekanntmachung trotzdem erfolgen soll, aber der volle 
Name des Täters nicht genannt wird. Das widerspricht 
sowohl dem Wesen der öffentlichen Bekanntmachung 
als auch den Vorschriften des § 4 der 1. DB zum StEG. 
Eine öffentliche Bekanntmachung verliert von vorn­
herein an erzieherischem Wert, wenn der Name des 
Verurteilten nicht veröffentlicht wird.

Wenn Knecht argumentiert, daß in bestimmten Fällen 
ohne volle Namensnennung die erzieherische Wirkung 
auf den Verurteilten vor allem von der Hauptstrafe 
ausgeht, so ist das zwar nicht falsch, bedeutet aber 
gleichzeitig die Negierung dessen, daß auch die öffent­
liche Bekanntmachung auf den Verurteilten wirken 
soll und wirken muß. In seinen Ausführungen sagt 
Knecht vorher selbst, daß Haupt- und Zusatzstrafe eine 
Einheit darstellen, die in ihrer Gesamtheit sowohl auf 
den Verurteilten als auch auf die Öffentlichkeit wirken 
muß. Diesen wichtigen Grundsatz verläßt er aber, wenn 
er Möglichkeiten einräumt, Bestrafungen nach § 7 StEG 
bekanntzumachen, die ihrem Inhalt nach keine öffent­
lichen Bekanntmachungen nach § 7 StEG mehr sind. 
Wenn aus den Erwägungen von Knecht schon solche 
Mitteilungen einmal angebracht erscheinen, dann kann 
das nicht mit Hilfe des § 7 StEG erfolgen, sondern es 
muß dann mit anderen Formen der allgemeinen justiz­
politischen Tätigkeit und Aufklärung erfolgen.

Die politisch-juristische Anwendung der öffentlichen 
Bekanntmachungen muß sehr sorgfältig und systema­
tisch in den Dienstbesprechungen der Richter und 
Staatsanwälte behandelt werden. Darüber hinaus müs­
sen auch alle anderen Formen der gegenseitigen Bera­
tung und Unterstützung, z. B. durch das Justizaussprache­
kollektiv, durch allseitige Zusammenarbeit zwischen 
Partei, Gewerkschaft, Nationaler Front usw., herange­
zogen werden. Nur eine solche kollektive und zugleich 
kritische Methode der Beratung und Einschätzung ist 
die Gewähr für eine politisch richtige Anwendung von 
§ 7 StEG, weil das nur ein Teil der gesamten justiz­
politischen Arbeit und der politisch-erzieherischen 
Tätigkeit mit Hilfe des sozialistischen Rechts und der 
sozialistischen Gesetzlichkeit ist.
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